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Für die Mitglieder des Ausschusses für Gleichstellung und Frauen 

des Landtags Nordrhein-Westfalen 

 

 

51. Sitzung des Ausschusses für Gleichstellung  

und Frauen des Landtags Nordrhein-Westfalen 

am Donnerstag, 13. Januar 2022 

 

Tagesordnungspunkt: 

Bedarfsanalyse des ambulanten und stationären Hilfeangebots 

für gewaltbetroffene Frauen in Nordrhein-Westfalen 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,  

 

in der Anlage übersende ich Ihnen den o. g. Bericht mit der Bitte um 

Weiterleitung an die Mitglieder des Ausschusses für Gleichstellung und 

Frauen. 

 

Mit freundlichem Gruß 

 

 

 

Ina Scharrenbach 

MHKBG Nordrhein-Westfalen • 40190 Düsseldorf 

 
 

An den Präsidenten des 

Landtags Nordrhein-Westfalen  

Herrn André Kuper MdL  

Platz des Landtags 1 
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Bericht der Landesregierung an den  

Ausschuss für Gleichstellung und Frauen 

des Landtags Nordrhein-Westfalen 

für die Sitzung am 13. Januar 2022 

 

 

Bedarfsanalyse des ambulanten und stationären Hilfeangebotes für gewaltbe-

troffene Frauen in Nordrhein-Westfalenes des Instituts „Zoom – Gesellschaft für 

prospektive Entwicklungen e.V.“ 

 

 

Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nord-

rhein- Westfalen hat das Institut „Zoom – Gesellschaft für prospektive Entwicklungen 

e.V.“ im Februar 2019 mit der Untersuchung der Bedarfslage des ambulanten und sta-

tionären Hilfeangebots für gewaltbetroffene Frauen in Nordrhein-Westfalen im städti-

schen und ländlichen Raum beauftragt. Der finale Abschlussbericht der Untersuchung 

liegt dem Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes 

Nordrhein-Westfalen seit dem 17. Dezember 2020 vor, die formelle Abnahme des Ab-

schlussberichtes ist am 29. Dezember 2020 erfolgt. Da die Bedarfsanalyse keine Aus-

kunft darüber gibt, ob und inwieweit eine räumlich sinnvolle Verteilung der Hilfeinfra-

struktur für von Gewalt betroffene Frauen gegeben ist bzw. wo ggf. Ausbaubedarfe 

bestehen, hat das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des 

Landes Nordrhein-Westfalen eigene Analysen vorgenommen. Die Erstellung und die 

Auswertung dieser Analysen hat Zeit in Anspruch genommen.  

 

Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nord-

rhein-Westfalen hat zur Erstellung der Anlaysen auf das Förderprogrammcontrolling 

für die Frauenhäuser sowie Fach- und Frauenberatungsstellen, die Polizeilichen Kri-

minalstatistiken für Nordrhein-Westfalen, aus Erkenntnissen aus Dialogveranstaltun-

gen der Ministerin für Heimat, Kommunales Bau und Gleichstellung mit der Frauenun-

terstützungsinfrastruktur sowie aus der im November 2020 veröffentlichten Dunkelfeld-

studie „Sicherheit und Gewalt in Nordrhein-Westfalen“ den Entwurf eines Stufenplans 

für Gewaltschutz und Gewaltprävention, den Nordrhein-Westfalen-Pakt gegen Gewalt, 

erarbeitet. Ziel des Paktes ist es, auf Grundlage valider Daten und ausgerichtet an 

regionalen sowie einrichtungsspezifischen Parametern in Relation zur Bevölkerungs-

dichte, der Einwohnerinnenzahl und der Anzahl weiblicher Opfer von Partnerschafts-

gewalt, flächendeckend auf Ebene der Kreise und kreisfreien Städte in Nordrhein-

Westfalen das örtliche Schutz- und Unterstützungssystem für gewaltbetroffene Frauen 

und Männer qualitativ und quantitativ zielgerichtet weiterzuentwickeln. 
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Der Entwurf des Paktes befindet sich zurzeit in der Abstimmung mit den Trägervertre-

tungen der Unterstützungsinfrastrukturen, der LAG kommunaler Gleichstellungsbeauf-

tragter und den kommunalen Spitzenverbänden Nordrhein-Westfalen.  

 


